
Erbprinz: Grosse Schritte zur
Sicherung der Altersvorsorge nötig
Neujahrsinterview Erb-
prinz Alois ist froh, dass das 
Volk «Ja» zur Revision des 
Krankenversicherungsge-
setzes gesagt hat. Für ihn 
ist jedoch klar, dass noch 
weitere Reformen nötig sein 
werden. 

VON DORIS QUADERER 

Erbprinz Alois hofft, dass auch die 
AHV-Reform und die Reform der be-
trieblichen Personalvorsorge noch 
in dieser Legislaturperiode behan-
delt werden. «Ein Aufschieben auf 
später würde uns teuer zu stehen 
kommen», ist der Erbprinz über-

zeugt. Er geht davon aus, dass es 
auch im Bereich der Pflege noch Re-
formen brauchen wird, denn auch 
hier müsse man sich Gedanken ma-
chen, wie man die Pflegekosten in 
Zukunft stemmen wolle. Im 
«Volksblatt»-Neujahrsinterview äus-
sert sich der Erb-
prinz auch zur 
Verkehrspol it ik. 
«Wenn es nicht zu 
einer S-Bahn kom-
men sollte, dann 
werden wir uns 
über andere Mass-
nahmen Gedanken machen müs-
sen.» Ihm schwebt da beispielsweise 
ein «Roadprizing» zu Stosszeiten 
vor, sprich, dass für die Benutzung 
der Strassen in irgendeiner Form 
Gebühren erhoben werden.

Verständnis hat der Erbprinz dafür, 
dass der Landtag mit einer parla-
mentarischen Untersuchungskom-
mission (PUK) dem Post-Debakel auf 
den Grund gehen will. Schliesslich 
gehe es dabei um Millionenbeträge, 
die zur Sanierung aufgewendet wer-

den müssten, sagt 
er im Interview. 
Allerdings hofft 
er, dass diese Un-
tersuchungskom-
mission nicht in 
politischen Ge-
plänkeln ende. Ei-

nen Verkauf der Post könnte Erprinz 
Alois zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
befürworten. «Zuerst sollten wir die 
Post sanieren, sie jetzt übereilt zu 
verkaufen, halte ich nicht für sinn-
voll, zumal der eigentliche Postbe-

trieb in Liechtenstein Gewinne 
macht.» Allerdings müsse man sich 
natürlich längerfristig die Frage stel-
len, ob der Staat der richtige Eigen-
tümer ist oder nicht. 

Transformation gut bewältigt

Beeindruckt ist der Erbprinz davon, 
was am Finanzplatz in den letzten 
Jahren bewegt wurde. «Angesichts 
dessen, dass unser Finanzplatz im 
Vergleich zu anderen Finanzplätzen 
besonders stark herausgefordert 
war, haben wir diesen Übergang bis-
her recht gut bewältigt. Aber wir 
sind noch nicht am Ende dieser 
Transformation. Wir werden sicher 
noch die nächsten drei, vier Jahre 
sehr damit beschäftigt sein», kom-
mentiert Erbprinz Alois die Entwick-
lung am Finanzplatz. Seiten 4 und 5

«Reformen auf später zu
verschieben, würde uns

teuer zu stehen kommen.»
ERBPRINZ ALOIS 
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Erbprinz: Post-
PUK soll nicht
in politisches
Geplänkel
ausarten
Gespräch Zum Jahresrück-
blick wirft Erbprinz Alois ei-
nen Blick auf die Themen, die 
das Land dieses Jahr beschäf-
tigt haben. Er nimmt Stellung 
zu Sozialreformen, S-Bahn, 
Casinos und Sparpotenzial 
bei Gemeinden und Staat. 

VON DORIS QUADERER

«Volksblatt»: Politisch ist das Jahr ja 
mit einigen «Knallern» zu Ende ge-
gangen. Insbesondere die Abstim-
mung zur Revision des Krankenver-
sicherungsgesetzes hat die Gemüter 
stark bewegt. Wie schätzen Sie das 
Ergebnis ein? 
Erbprinz Alois: Ich halte es für sehr 
wichtig, dass das Volk der Revision 
des Krankenversicherungsgesetzes 
zugestimmt hat. Ansonsten wären 
vermutlich dringend nötige Refor-
men im Gesundheitssektor auf län-
gere Zeit blockiert gewesen. Zwar 
werden in der nächsten Legislatur-
periode wahrscheinlich weitere Re-
formen nötig sein, durch die Revisi-
on des Krankenversicherungsgeset-
zes haben wir aber einen grossen 
Schritt nach vorne gemacht.

Zwei weitere grössere Sozialrefor-
men betreffend AHV und Pensions-
kasse haben im Dezember ebenfalls 
die erste Hürde im Landtag genom-
men. Sind Sie zuversichtlich, dass 
diese Reformvorhaben noch in die-
ser Legislaturperiode umgesetzt 
werden können? 
Ich hoffe sehr, dass diese beiden Re-
formvorhaben noch in dieser Legis-
laturperiode umgesetzt werden kön-
nen. Ein Aufschieben auf später 
würde uns sehr teuer zu stehen 
kommen. Daher wäre es wichtig, 
möglichst bald zumindest einige 
grosse Schritte in Richtung einer 
dauerhaften Sicherung der Alters-
vorsorge zu setzen.

All diese Reformen haben ja direkt 
oder indirekt mit dem demografi-
schen Wandel zu tun. Denken Sie, 
dass es noch weitere Reformen 
brauchen wird, beispielsweise im 
Bereich der Pflege? 
Ja, gerade im Bereich der Pflege stei-
gen die Kosten besonders rasant an. 
Auch hier müssen wir uns Gedanken 
machen, wie wir das in Zukunft fi-
nanzieren können. Ausserdem soll-
ten wir uns überlegen, wie wir in Zu-
kunft genügend Pflegepersonal rek-
rutieren können.

Ein Thema, das derzeit sehr viele 
Menschen beschäftigt, ist die Flücht-
lingsthematik. 
Die Politik in Eu-
ropa agiert total 
hilf los. Im Som-
mer haben sich 
die EU-Staats- 
und Regierungschefs auf einen Um-
verteilungsschlüssel geeinigt, an 
dem sich auch Liechtenstein beteili-
gen will. Passiert ist seither jedoch 
nicht viel. Mit welchen Gefühlen 
verfolgen Sie diese Entwicklung? 
Mein Gefühl ist, dass sich viele Poli-

tiker dieser Thematik aus eher kurz-
fristigen innenpolitischen Perspekti-
ven widmen. Dies macht es extrem 
schwer, eine gemeinsame europäi-
sche Strategie zu entwickeln. Eine 
solche wäre aber dringend notwen-
dig, um die Flüchtlingsthematik in 
den Griff zu bekommen.

Der luxemburgische Premier Xavier 
Bettel hat kürzlich angekündigt, er 
wolle eine G-9 der Kleinstaaten grün-
den. Was halten Sie von der Idee? 
Es ist sicher nützlich, wenn sich die 
Kleinstaaten untereinander mög-
lichst gut abstimmen und auch ver-
suchen, Interessen gemeinsam zu 
vertreten. Aber man muss realis-
tisch sein, wir sind nun mal Klein-
staaten und wir werden daraus nie 
eine G-20 machen können. Jedoch 
ist schon einiges gewonnen, wenn 
wir unsere Anliegen dadurch besser 
bei den Grossen wie beispielsweise 
den G-20 platzieren könnten.

Wenn wir gerade bei anderen Klein-
staaten sind, gibt es etwas, das sich 
Liechtenstein von dem einen oder 
anderen noch abschauen könnte? 
Ja, wir können immer von anderen 
Staaten, vor allem von kleinen Staa-
ten, lernen. Kleine Staaten haben 
teilweise auch sehr ähnliche Heraus-
forderungen, zum Beispiel, dass wir 
eng mit Nachbarstaaten zusammen-
arbeiten müssen, um staatliche Leis-
tungen zu erbringen. Mit Luxem-
burg konnten wir uns in den letzten 
Jahren auch sehr eng zu Finanz-
platzthemen austauschen.

Monaco ist bekannt für sein Spielca-
sino. In Liechtenstein ist die Verga-
be einer Casinolizenz in einen 
Rechtsstreit ausgeartet. Landtag 
und Regierung wollen deshalb die 
Systematik ändern und jedem, der 
gewisse Auflagen erfüllt, eine Poli-
zeibewilligung ausstellen. Was hal-
ten Sie davon? 
Die geänderte Systematik dürfte den 
Vorteil haben, dass das Ausüben von 
Casinolizenzen nicht mehr so leicht 
auf dem Rechtswege über längere 
Zeiträume blockiert werden kann. 
Es bestehen aber Bedenken, dass es 
dann für weniger Qualifizierte leich-
ter wird, ebenfalls ein Casino zu be-
treiben. Sehr viel wird jedoch davon 
abhängen, wie die Auflagen ausge-
staltet sein werden, die mit einer Po-
lizeibewilligung verbunden sind. 
Wenn diese entsprechend hoch sind, 
dann habe ich wenig Bedenken.

Casinos haben ja teilweise einen 
schlechten Ruf – es könnte beispiels-
weise der Geldwäscherei Tür und 
Tor geöffnet werden, geben einige 
zu bedenken. Se-hen Sie da ein Re-

putationsrisiko für 
Liechtenstein? 
Natürlich ist mit ei-
nem Casinobetrieb 
ein gewisses Geld-
wäscherei- und da-

mit auch Reputationsrisiko verbun-
den. Liechtenstein hat aber in den 
letzten Jahren gezeigt, dass es Geld-
wäscherei sehr effektiv bekämpfen 
kann. Daher bin ich zuversichtlich, 
dass wir dieses Problem im Griff ha-
ben werden, sofern wir entspre-

chende Auflagen machen und diese 
auch kontrollieren.

Wie steht es grundsätzlich um die 
Reputation Liechtensteins? Konnten 
wir das Image, ein Steuerparadies 
zu sein, weitgehend hinter uns las-
sen oder sind da noch Anstrengun-
gen nötig?
In den letzten Jahren hat sich die Re-
putation Liechtensteins wesentlich 
verbessert. Das habe ich gerade in 
jüngster Zeit wieder von verschiede-
ner Seite bestätigt bekommen. In 
den heutigen Zeiten ist aber eine 
ständige Arbeit an der Reputation 
nötig.

Was vor wenigen Jahren noch als 
undenkbar galt, wird in wenigen 
Tagen Realität – der automatische 
Informationsaustausch (AIA) von 
Bankkundendaten. Im Jahr 2016 
werden erstmals Daten gesammelt, 
welche ab 2017 dann ausgetauscht 
werden. Liechtenstein gehört zu den 
Early Adopters, also den Muster-
schülern des AIA. Wenn man Ihnen 
das vor acht Jahren gesagt hätte, 
hätten Sie eine so rasante Umkehr 
für möglich gehalten? 
Wir haben zwar vor acht Jahren da-
ran gearbeitet, uns für eine Zeit des 
Informationsaustausches in Steuer-
fragen vorzubereiten. Ob es aber 
überhaupt zu einem automatischen 
Informationsaustausch kommen 
wird und wenn ja, wie schnell die-
ser kommen würde, war damals 
noch sehr unklar. Es gab jedoch 

durchaus Stimmen, die der Meinung 
waren, es könnte rasch gehen. Des-
wegen hatten wir uns auch schon 
erste Gedanken gemacht, Wege zu 
finden, um Kunden des Finanzplat-
zes beziehungsweise den Finanz-
platz erfolgreich in so eine Zeit zu 
überführen.

Wie hat der Finanzplatz den Über-
gang in die Steuerkonformität aus 
Ihrer Sicht bewältigt? 
Angesichts dessen, dass unser Fi-
nanzplatz im Vergleich zu anderen 
Finanzplätzen besonders stark her-
ausgefordert war, haben wir diesen 
Übergang bisher recht gut bewäl-
tigt. Aber wir sind noch nicht am 
Ende dieser Transformation. Wir 
werden sicher noch die nächsten 
drei, vier Jahre sehr damit beschäf-
tigt sein.

Doch die Herausforderungen blei-
ben gross. Die hiesigen Banken ste-
hen in einem Wettbewerb, auch mit 
Online-Finanzdienstleistern, die in-
novative Lösungen auf den Markt 
bringen. In welchen Bereichen  seh-
en Sie die Chancen und Risiken für 
den Finanzplatz? 
Chancen sehe ich vor allem in den 
Bereichen, wo die grössten Stand-
ortvorteile des Finanzplatzes liegen. 
Das sind unsere sehr hohe politische 
und wirtschaftliche Stabilität und 
unsere attraktiven regulatorischen 
Rahmenbedingungen, insbesondere 
das niedrige Niveau von Steuern und 
sonstigen Abgaben. Dazu zählen 

aber auch die hohe Qualität der 
Dienstleistungen, das grosse Know-
how im Verwalten von grossen Ver-
mögen und die gleichzeitigen Markt-
zugänge zur Schweiz und zum euro-
päischen Binnenmarkt. Wichtig sind 
sicher auch die sehr direkten Wege 
zwischen den Unternehmen und 
den Behörden.

Regierungschef Adrian Hasler hat 
kürzlich eine Innovationsinitiative 
gestartet. Er zielt damit nicht nur 
auf Finanzdienstleistungsunterneh-
men ab, sondern möchte generell 
die Gründung von Start-Ups in 
Liechtenstein fördern. Kernstück ist 
die Rechtsform «Liechtenstein Ven-

«Natürlich bringt ein
Casinobetrieb ein gewisses 

Geldwäscherei-Risiko.»

PERSÖNLICH GEFRAGT

«Volksblatt»: Wo feiern Sie
Silvester?
Erbprinz: Dieses Jahr werde ich bei 
meinem Bruder Silvester feiern.

Sind Ihre Kinder dann mit
dabei?
Ja, es werden auch unsere Kinder 
mitkommen.

Gibt es spezielle Festtags-
rituale auf dem Schloss?
Nein, die Festtagsrituale unter-
scheiden sich nicht gross von
anderen Familien in unserer Gegend. 
Es gibt einen Christbaum – nur das 
Singen ist keine Stärke der Familie.



| |

ture Cooperative», damit sollen sich 
Erfinder, Unterstützer und Investo-
ren in einem rechtssicheren Rah-
men zusammenfinden. Was halten 
Sie davon? 
Diese Rechtsform ist eine innovati-
ve, interessante Idee. Aber natürlich 
muss sich zuerst noch weisen, ob 
dafür im Markt auch ein entspre-
chender Bedarf ist. Es ist jedoch si-
cher richtig, wenn man auch bei der 
Regulierung versucht, innovativ zu 
sein und mit verschiedenen Neu-
erungen noch attraktivere Rahmen-
bedingungen für den Standort zu 
schaffen.

Egal ob Start-Up, KMU oder Gross-
betrieb – alle brauchen Fachkräfte. 
Mittlerweile sind mehr als die Hälf-
te der Arbeitnehmer Grenzgänger.  
Müsste aus Ihrer Sicht die Zuwande-
rung gelockert werden? 
Bis jetzt konnten wir den Bedarf an 
Fachkräften ganz gut abdecken. 
Dies, indem wir sie auch im nähe-
ren Umfeld als Grenzgänger ange-
siedelt haben. Dies könnte schwie-
riger werden, wenn die Massen-
einwanderungsinitiative in der 
Schweiz für uns ungünstig umge-
setzt wird. Momentan sehe ich in 
Liechtenstein aber nicht den politi-
schen Willen, dass man an der Zu-
wanderung grundsätzlich etwas än-
dert.

Im Jahr 2014 sind rund 500 Arbeits-
plätze in Liechtenstein geschaffen 
worden. Kann das Wachstum in 

dem Tempo weitergehen oder müss-
te die Politik da regulierend eingrei-
fen? 
Aus meiner Sicht wäre es problema-
tisch, wenn man versuchen würde, 
Arbeitsplätze zu verhindern. Ich 
kann mir aber vorstellen, dass sich 
das Wachstum automatisch redu-
ziert, falls sich aufgrund der stren-
gen Zuwanderungsregelung nicht 
mehr ausreichend Fachkräfte reku-
tieren lassen.

Das Arbeitsplatzwachstum bringt 
auch mehr Verkehr. Das S-Bahn-Pro-
jekt «FL–A–CH» liegt auf Eis. Sehen 
Sie in Bezug auf die Verkehrsinfra-
struktur Handlungsbedarf? 
Ich sehe am meisten Handlungsbe-
darf im Bereich des Pendlerver-
kehrs. Wenn es nicht zu einer S-
Bahn kommen 
sollte, dann wer-
den wir uns über 
andere Massnah-
men Gedanken 
machen müssen, 
wie beispielswei-
se ein Roadpricing zu Stosszeiten 
oder andere Varianten des Mobility-
Managements.

Einer der grössten Arbeitgeber 
Liechtensteins ist der Staat selbst, 
gäbe es da aus Ihrer Sicht noch 
Optimierungspotenzial? Könnten 
noch mehr Bereiche ausgelagert 
werden? 
Das Auslagern von Bereichen der 
staatlichen Leistungserbringung an 

Private, die dann diese Leistungen 
im Auftrag des Staates erbringen, 
kann vor allem dort sinnvoll sein, 
wo Private auch untereinander in ei-
nem Wettbewerb stehen. Schwieri-
ger wird es dort, wo es eine Mono-
polsituation gibt. Am meisten Opti-
mierungspotenzial würde sich aus 
einem Verzicht auf gewisse staatli-
che Leistungen ergeben. 

Könnten Sie dazu ein Beispiel nen-
nen?
Da der Abbau von staatlichen Leis-
tungen ein schwieriger Prozess ist, 
halte ich es für sinnvoller, zuerst 
einmal genau festzuhalten, welche 
Leistungen der Staat heute alles er-
bringt, und dann mit der Bevölke-
rung in einen Dialog zu treten, wel-
che dieser Leistungen auch noch in 

Zukunft durch den 
Staat erbracht wer-
den sollen.

Die dem Staat an-
gegliederten Be-
triebe tun sich 

schwer – einerseits sollten sie inno-
vativ sein und auch Risiken wagen 
können, andererseits kann das – wie 
aktuell im Fall der Post – auch mas-
siv danebengehen. Dann muss der 
Steuerzahler einspringen. Der Ver-
such, die Telecom wieder unter die 
Fittiche der Swisscom zu geben, ist 
politisch gescheitert. Wäre es im 
Fall der Post klug, diese wieder an 
die Schweizer Post zu verkaufen? 
Zuerst sollten wir die Post sanieren. 

Sie jetzt übereilt zu verkaufen, halte 
ich nicht für sinnvoll, zumal der ei-
gentliche Postbetrieb in Liechten-
stein Gewinne macht. Aber natür-
lich wird man sich auch bei der Post 
langfristig immer wieder die Frage 
stellen müssen, ob der Staat der 
richtige Eigentümer ist oder nicht.

Können Sie nachvollziehen, dass der 
Landtag dem Post-Debakel mit einer 
parlamentarischen Untersuchungs-
kommission auf den Grund gehen 
will? 
Ja, ich kann das verstehen. Es müs-
sen ja auch mehrere Millionen an 
Steuergeldern eingesetzt werden. 
Ich hoffe nur, dass die parlamentari-
sche Untersuchungskommission 
nicht in politischen Geplänkeln en-
det, sondern dass man sachlich ver-
sucht, aus dem Fehler zu lernen, um 
in Zukunft ähnliche Probleme bei 
anderen Staatsbetrieben zu vermei-
den.

Der Staat spart und die Gemeinden 
erzielen Überschüsse. Stimmt da et-
was im System nicht, sprich, müss-
ten die Finanzen anders umverteilt 
werden? 
Im Rahmen der Sparpakete wurden 
schon zweimal die Finanzzuweisun-
gen an die Gemeinden gekürzt. Viel-
leicht besteht noch Raum, um ein 
drittes Mal bei den Gemeinden an-
zusetzen. Es gibt auch Gemeinden 
mit beträchtlichen Steuereinnah-
men, die vor allem auf staatliche 
Rahmenbedingungen und weniger 

auf die Eigenleistung der Gemein-
den zurückzuführen sind. Vielleicht 
würde es sich lohnen, kreativ darü-
ber nachzudenken, wie man diese 
Einnahmen anders verteilen kann, 
ohne dass man gleichzeitig negative 
Anreize für das Haushalten der Ge-
meinden setzt.

Könnten die Gemeinden aus Ihrer 
Sicht enger zusammenarbeiten, um 
Kosten zu sparen? In der Schweiz 
hat es in den letzten Jahrzehnten 
zahlreiche Gemeindefusionen gege-
ben, wäre das auch in Liechtenstein 
denkbar? 
Natürlich sind auch in Liechtenstein 
Fusionen von Gemeinden denkbar. 
Man kann aber schon etliche Ein-
sparungen erreichen, indem Ge-
meinden stärker bei der Erbringung 
ihrer Leistungen zusammenarbei-
ten. Es gibt Bereiche, zum Beispiel 
bei der Abwasserversorgung, wo die 
Gemeinden schon seit Jahrzehnten 
kooperieren. Es lassen sich sicher-
lich noch viele andere Bereiche für 
gemeinsame Leistungserbringung 
finden.

Abschliessend: Was wünschen Sie 
Liechtensteins Einwohnern für das 
kommende Jahr?
Ich wünsche den Einwohnern Liech-
tensteins für das kommende Jahr 
Zufriedenheit, gute Gesundheit und 
Gottes Segen.

«Wenn die S-Bahn nicht 
kommt, dann müssen wir

uns Gedanken über andere 
Massnahmen machen.»

Erbprinz Alois im
Gespräch mit

«Volksblatt»-Chef-
redakteurin Doris
Quaderer. (Fotos: 
Michael Zanghellini)
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